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Übersicht

Das Völkerrecht verbietet Folter und Miss-
handlung immer und unter allen Umständen. 
Der Schutz vor Folter und Misshandlung ist 
ein zentrales Menschenrecht. Trotz dieses ab-
soluten und universellen Verbots ist Folter auf 
der Welt immer noch verbreitet, nicht nur in 
bewaffneten Konflikten und anderen Gewalt-
situationen, sondern auch in Friedenszeiten.

Folter und Misshandlung verletzen die Men-
schenwürde und bedrohen die menschliche 
Sicherheit. Sie zerstören Individuen, Familien 
und Gesellschaften. Sie sind eine Gefahr für das 
friedliche Zusammenleben und den nachhalti-
gen Frieden und behindern die wirtschaftliche 
Entwicklung. 

Die Bekämpfung von Folter und Misshandlung 
ist traditionell eine Priorität der schweizerischen 
Aussenpolitik. Der Aktionsplan zeigt auf, wie 
die Schweiz das absolute und universelle Verbot 
von Folter und Misshandlung verteidigt und die 
effektive Umsetzung fördert. Er definiert, wie 
die Schweiz die internationale Überwachung 
und Durchsetzung des Folterverbots unter-
stützt und mit anderen Staaten, internationalen 
Organisationen und Nicht-Regierungsorgani-
sationen (NGO) zusammenarbeitet. Der Akti-
onsplan hat das Ziel, die Diskrepanz zwischen 
Recht und Praxis zu verkleinern und den Schutz 
des Einzelnen vor Folter zu verbessern mittels 
Prävention, Ahndung und Wiedergutmachung.
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1 Internationaler Kontext

1.1 Rechtlicher Rahmen

Das Völkergewohnheitsrecht und verschiedene 
internationale Übereinkommen verbieten Folter 
und andere grausame, unmenschliche oder 
erniedrigende Behandlung oder Strafe1 immer 
und unter allen Umständen. Das Folterverbot ist 
eine zwingende völkerrechtliche Bestimmung, 
von der nicht abgewichen werden darf (ius 
cogens). Weder Krieg, noch Kampf gegen Ter-
rorismus, Kriminalität oder andere Umstände 
können Folter und Misshandlung rechtferti-
gen. Dieses absolute und universelle Verbot 
in den internationalen Menschenrechten und 
im humanitären Völkerrecht wurde nach dem 
Ende des zweiten Weltkriegs entwickelt. Be-
reits die Haager Abkommen über Gesetze und 
Gebräuche des Landkriegs von 1899 und 1907 
besagen zwar, dass Kriegs gefangene mensch-
lich behandelt werden müssen. Erstmals ex plizit 
und universell verboten wurde Folter jedoch 
erst 1948 in der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte.

Die Antifolterkonvention von 1984 ist der wich-
tigste völkerrechtliche Vertrag gegen Folter 
und andere grausame, unmenschliche oder 
erniedrigende Behandlung oder Strafe.2 Ihr 
Fakultativprotokoll von 20023 sieht national 
und international ein unabhängiges Monitoring 
vor, dem alle Orte von Freiheitsentzug unter-

1 Das ist der vollständige rechtliche Begriff für das, womit sich dieser 
Aktionsplan befasst. Der Einfachheit halber wird der Begriff «Folter 
und Misshandlung» verwendet.

2 Die Schweiz hat das Übereinkommen gegen Folter und andere 
grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder 
Strafe 1986 ratifiziert (AS 1987 1307). Sie hat das individuelle 
Beschwerdeverfahren und das Untersuchungsverfahren zugelassen.

3 Die Schweiz hat das Fakultativprotokoll zum Übereinkommen gegen 
Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende 
Behandlung oder Strafe 2009 ratifiziert (AS 2009 5449).

stehen. Folter und grausame Behandlung sind 
explizit auch durch die Genfer Konventionen 
und deren Zusatzprotokolle4 verboten, die auch 
für bewaffnete nicht-staatliche Akteure gelten. 
Zusätzlich zu den universellen Verträgen gibt es 
auch regionale Übereinkommen wie die Inter-
amerikanische Konvention zur Verhütung und 
Bestrafung von Folter von 1985 oder das Euro-
päische Übereinkommen zur Verhütung von 
Folter und unmenschlicher oder erniedrigender 
Behandlung oder Strafe von 19875.

Aufgrund der völkerrechtlichen Verträge sind 
die Staaten verpflichtet, nationale Bestim-
mungen zu erlassen, um Folter zu verhüten, 
Täter zu bestrafen und Opfern Wiedergut-
machung zukommen zu lassen.

4 Die Schweiz hat allesamt ratifiziert.
5 Die Schweiz hat dieses 1988 ratifiziert (AS 1989 150). 
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1.2 Politischer Rahmen

Zusätzlich zu den verbindlichen Normen des 
Völkergewohnheitsrechts und der völkerrecht-
lichen Verträge gibt es eine Anzahl von Stan-
dards und Grundsätzen, die relevant sind für 
die Bekämpfung von Folter und Misshandlung. 
Die Standards helfen staatlichen Behörden und 
anderen betroffenen Akteuren mit Weisungen 
für die Praxis, den rechtlichen Verpflichtungen 
nachzukommen. Sie sind auch eine Interpreta-
tionshilfe für rechtliche Begriffe und Verpflich-
tungen. 

Zu solchen globalen und regionalen Standards 
gehören zum Beispiel die UNO-Mindestgrund-
sätze für die Behandlung von Gefangenen 
(Nelson Mandela Rules), die UNO-Grundsät-
ze für die Behandlung weiblicher Gefangener 
(Bangkok Rules), die UNO-Mindestgrundsätze 
für das Jugendstrafsystem (Beijing Rules) oder 
das Handbuch für die wirksame Untersuchung 
und Dokumentation von Folter und anderer 
grausamer, unmenschlicher oder entwürdigen-
der Behandlung oder Strafe (Istanbul-Protokoll).

In der Agenda 2030 für nachhaltige Entwick-
lung bekennen sich die Staaten dazu, die Men-
schenrechte für alle zu verwirklichen, wozu 
auch der Schutz vor Gewalt zählt. Ziel 16 der 
Agenda ruft Staaten dazu auf, friedliche und 
integrative Gesellschaften zu fördern sowie 
den Zugang aller zu Recht und Gerichten. Die 
Prävention von Folter und Misshandlung trägt 
zu friedlicheren und weniger gewalttätigen 
Gesellschaften bei. Unterziel 16.2 der Agenda 
nimmt sich spezifisch dem Problem der Folter 
an: Staaten werden aufgefordert, Folter an 
Kindern zu beenden. Wichtig ist auch das Recht 
von Folteropfern auf Zugang zu Gerichten ge-
mäss der Antifolterkonvention. In diesem Sinne 
verstärken sich die Agenda 2030 und die Anti-
folterkonvention gegenseitig.

1.3 Herausforderungen und 
Fortschritte in der weltweiten 
Folterbekämpfung

In einem zunehmend instabilen globalen Um-
feld ist es schwieriger geworden, das absolute 
Folterverbot durchzusetzen. Im Namen der 
nationalen Sicherheit, der Verbrechens- und 
Terrorismusbekämpfung führen Staaten rest-
riktive Gesetze und Ausnahmeregelungen ein, 
die den internationalen Standards nicht gerecht 
werden und den Schutz vor Folter und Miss-
handlung schwächen. Die Inhaftierungsraten 
steigen weltweit, was zu überfüllten Gefäng-
nissen führt. Dadurch werden Haftanstalten 
zum Nährboden von Folter und Misshandlung.

Migration wird als Sicherheitsproblem betrach-
tet und Abschreckung wird höher gewichtet 
als der Schutz von Asylsuchenden, Flüchtlingen 
und anderen Migrantinnen und Migranten vor 
Folter in Herkunfts-, Ziel- und Transitländern. 
Hetzerische Reden, die Folter und Misshand-
lung rechtfertigen, führen dazu, dass Folter und 
Misshandlung als «notwendiges Übel» zuneh-
mend akzeptiert werden.

Trotzdem können auch positive Entwick lungen 
beobachtet werden: Transparenz und das Ab-
legen von Rechenschaft stossen auf immer 
grössere Akzeptanz. Immer mehr Staaten ratifi-
zieren die Antifolterkonvention und ihr Fakulta-
tivprotokoll. Den speziellen Schutzbedürfnissen 
von Personen in verletzlichen Situa tionen wie 
Frauen, Kinder, alte, behinderte oder LGBTI- 
Menschen wird vermehrt Rechnung getragen. 
Auf internationaler, regionaler und nationaler 
Ebene werden Schutzmassnahmen entwickelt, 
um das Risiko von Folter und Misshandlung 
in den ersten Stunden des Polizeigewahrsams 
zu verkleinern. Unter stärkerer Beobachtung 
steht auch die Umsetzung der Schutzmassnah-
men: Nationale Menschenrechts institutionen, 
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Folterpräventionsmechanismen und Nicht- 
Regierungsorganisationen erheben ihre Stimme 
und kämpfen gegen jegliche Formen von Folter 
und Misshandlung, häufig trotz widriger Um-
stände, Drohungen und Repressalien.

Korruption begünstigt Folter

Gemäss der UNO und neuster wissenschaft­
licher Forschung gibt es einen klaren Zu­
sammenhang zwischen der Verbreitung von 
Korruption und dem Auftreten von Folter und 
Misshandlung. Korruption gefährdet direkt 
und indirekt das Recht auf Leben und das Recht 
auf Schutz vor Folter und Misshandlung. So 
kommt es vor, dass fest genommene Personen 
mit Folter oder Misshandlung zu einem Ge­
ständnis gezwungen werden, wenn sie kein 
Bestechungsgeld zahlen. Opfer, Zeugen oder 
Whistleblower von Korruption werden fest­
genommen, gefoltert oder getötet, damit 
sie nicht über korrupte Praktiken berich­
ten können.    
 
Das EDA setzt sich dafür ein, dass bei der Kor­
ruptionsbekämpfung die Menschenrechte re­
spektiert werden. Es hilft zum Beispiel mit, 
einen benutzerfreundlichen Praxisleitfaden 
für Korruptionsbekämpfer zu erarbeiten, der 
Bezug auf die Menschenrechte nimmt. Er zeigt 
auf, wie der Fokus auf die Menschenrechte, die 
Opfer von Korruption und die Verantwortlich­
keit des Staats traditionelle Antikorruptions­
massnahmen ergänzen und verstärken können.
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2 Engagement der Schweiz  
für eine Welt ohne Folter  
und Misshandlung

Das Engagement der Schweiz für eine Welt 
ohne Folter und Misshandlung gründet auf 
ihrer humanitären Tradition und der Bundes-
verfassung6. Der Aktionsplan konkretisiert die 
Menschenrechtsstrategie des EDA bei der Fol-
terbekämpfung und trägt zur Umsetzung der 
aussenpolitischen Strategie der Schweiz bei, 
insbesondere zu den Zielen, Frieden und Sicher-
heit sowie nachhaltige Entwicklung und Wohl-
stand zu fördern.

6 Art. 10 Abs. 3 der Bundesverfassung (AS 1999 2556) verbietet 
Folter und jede andere Art grausamer, unmenschlicher oder ernied-
rigender Behandlung oder Bestrafung. Weiter untersagt Art. 25. 
Abs. 3 der Bundesverfassung, dass jemand in einen Staat ausge-
schafft wird, in dem ihm Folter oder eine andere Art grausamer und 
unmenschlicher Behandlung oder Bestrafung drohen. Schliesslich 
besagt Art. 54 Abs. 2, dass die Schweiz in ihrer Aussenpolitik den 
Schutz der Menschenrechte fördert.

2.1 Humanitäre Tradition

Das Engagement der Schweiz geht auf das 19. 
und 20. Jahrhundert zurück, als die Schweiz zu-
sammen mit dem Internationalen Komitee des 
Roten Kreuzes IKRK die Entwicklung des huma-
nitären Völkerrechts förderte. Es legte die Basis 
für das Folterverbot im bewaffneten Konflikt. 
Nach dem zweiten Weltkrieg setzte sich die 
Schweiz dafür ein, das Folterverbot in den inter-
nationalen Menschenrechten zu verankern, 
die Folter auch über den bewaffneten Konflikt 
hinaus verbieten.

In den 1990er Jahren unterstützte die Schweiz 
die Arbeiten für das Fakultativprotokoll zur Anti-
folterkonvention. Die dem Protokoll zugrunde-
liegende Initiative, sämtliche Orte des Freiheits-
entzugs von einem unabhängigen Gremium 
überwachen zu lassen, geht auf den Schweizer 
Jean-Jacques Gautier zurück. Die Schweiz hatte 
davor bereits die erste Umsetzung seiner Idee 
unterstützt, den Europäischen Ausschuss zur 
Verhütung von Folter. In den 1990er Jahren 
erklärte die Schweiz die Folterbekämpfung 
explizit zu einer Priorität ihrer Menschenrechts-
aussenpolitik.
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Internationales Komitee vom Roten Kreuz: 
Hilfe für Gefangene seit 150 Jahren

Das Internationale Komitee vom Roten Kreuz 
IKRK in Genf wurde 1863 gegründet, um Opfern 
von bewaffneten Konflikten und anderer 
Gewalt zu helfen. Es besucht Häftlinge und 
führt einen konstruktiven Dialog mit den 
Behörden. Damit will das IKRK menschli­
che Behandlung und Bedingungen in der Haft 
sicher stellen, zum Beispiel Folter und anderer 
Misshandlung vorbeugen, die Haftbedingun­
gen (z.B. Essen, Wasser und Gesundheitsver­
sorgung) verbessern oder rechtliche Schutz­
massnahmen gewährleisten.   
 
Der Dialog mit den Behörden ist vertraulich. 
Das IKRK spricht die Erkenntnisse an, die es 
bei seinen Gefängnisbesuchen gewonnen hat, 
erörtert mit ihnen relevante nationale und 
internationale Standards und Massnahmen, 
um die Lage der Häftlinge zu verbessern. Die 
Schweiz ist als Gaststaat eine wichtige Part­
nerin des IKRK und eine seiner wichtigsten 
Geldgeberinnen.

2.2 Menschenrechte und 
Völkerrecht fördern

Das Fördern der Menschenrechte ist laut Bun-
desverfassung ein aussenpolitisches Ziel der 
Schweiz. Das Völkerrecht schafft die Vorausset-
zungen für Frieden, Sicherheit, Wohlstand und 
den Schutz der Menschen weltweit. Deshalb 
respektiert und fördert die Schweiz das Völker-
recht.

Das Recht auf Schutz vor Folter und Misshand-
lung ist zentraler Bestandteil des Völkerrechts. 
Folter und Misshandlung verletzen nicht nur die 
Menschenwürde und ein grundlegendes Men-
schenrecht des Individuums, sondern sie ver-
letzen auch eine zwingende Bestimmung des 
Völkerrechts. Das Nicht-Einhalten des Verbots 
von Folter und Misshandlung stellt deshalb das 
Völkerrecht als Ganzes in Frage. 

Folter und Misshandlung verletzen nicht nur 
das Opfer, sondern oft auch die Täter selber. 
Betroffen sind auch Familienangehörige und 
letztlich die gesamte Gemeinschaft. Verletzun-
gen, insbesondere Traumata, werden an Kinder 
weitergegeben, so dass auch deren Rechte be-
troffen sind.

Menschen können in bestimmten Situatio-
nen besonders verletzlich sein. Personen im 
Freiheitsentzug sind verletzlich wegen des 
Machtgefälles in der Haft. Frauen, Kinder, 
alte Menschen, Menschen mit Behinderung, 
LGBTI-Personen, Migrantinnen und Migranten 
und andere Personen können besonders ver-
letzlich sein wegen des sozialen Umfelds und 
ihres sozialen Status. Damit ihre Menschen-
rechte ohne Diskriminierung gewahrt werden 
– und dafür setzt sich die Schweiz ein – müssen 
die besonderen Bedürfnisse dieser Personen 
identifiziert und angemessene Massnahmen 
getroffen werden.
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2.3 Frieden und Sicherheit 
fördern sowie gewalttätigem 
Extremismus vorbeugen

Folter tritt häufig in Zusammenhang mit be-
waffneten Konflikten oder anderen Gewaltsitu-
ationen auf. Einerseits ist Folter eine negative 
Konsequenz von bewaffneten Konflikten. An-
dererseits begünstigt verbreitete und systema-
tische Folter – zusammen mit anderen Men-
schenrechtsverletzungen – Folgegewalt und 
kann ein Grund für bewaffnete Konflikte sein. 
Die Forschung zeigt einen starken Zusammen-
hang zwischen staatlicher Gewalt (z.B. Folter, 
aussergerichtlicher Tötung, willkürlicher Verhaf-
tung) einerseits und Terroranschlägen und dem 
Aufkommen von gewalttätigen extremistischen 
Organisationen andererseits.7 

Die Schweiz ist überzeugt, dass es weder nach-
haltigen Frieden noch nachhaltige Sicherheit 
geben kann ohne den Schutz von Menschen-
rechten und Rechtsstaatlichkeit. Folterpräven-
tion ist daher ein wichtiges Element des aus-
senpolitischen Engagements der Schweiz zur 
Prävention von gewaltsamen Konflikten und 
gewalttätigem Extremismus.8

Kampf gegen Terrorismus und Schutz der 
nationalen Sicherheit sind keine Rechtferti-
gung für Folter. Folter und Misshandlung sind 
nicht nur völkerrechtlich absolut verboten und 
provozieren Folgegewalt, sondern Folter ist 
nach wissenschaftlicher Erkenntnis auch kein 
wirksames Mittel, um Informationen zu be-
schaffen oder Terroranschläge zu verhindern.

7 Siehe James Bowen und Arsla Jawaid, Why Preventing Violent Ext-
remism Needs Sustaining Peace, International Peace Institute, 2017.

8 Siehe Aussenpolitischer Aktionsplan der Schweiz zur Prävention von 
gewalttätigem Extremismus, Bern, 2016.

2.4 Nachhaltige Entwicklung fördern

Nachhaltige Entwicklung ist nur möglich, wenn 
Menschenrechte und Grundprinzipien wie 
Nicht-Diskriminierung, Beteiligung, Ablegen 
von Rechenschaft, Transparenz und Rechts-
staatlichkeit respektiert werden. Deshalb ist die 
Förderung der Menschenrechte auch Teil der 
schweizerischen Entwicklungszusammenarbeit.

Ziel 16 der Agenda 2030 für nachhaltige Ent-
wicklung betont, wie wichtig es für friedliche, 
gerechte und inklusive Gesellschaften ist, dass 
alle Zugang zu Recht und Justiz haben und dass 
wirksame und rechenschaftspflichtige Institu-
tionen geschaffen werden. Die Schweiz enga-
giert sich deshalb in ihrer Entwicklungszusam-
menarbeit stark im Bereich Rechtsstaatlichkeit 
und Justiz. Dies beinhaltet die Prävention und 
Verminderung von Gewalt und Folter.

Zusätzlich zu den oben beschriebenen nega-
tiven Auswirkungen verursacht Folter auch 
enorme wirtschaftliche Kosten und behindert 
so die nachhaltige Entwicklung. Folglich leistet 
die Schweiz mit der Folterbekämpfung auch 
einen Beitrag zur weltweiten nachhaltigen Ent-
wicklung.
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Prävention von Folter und 
Misshandlung in der Schweiz

Die schweizerische Bundesverfassung ver­
bietet Folter und jede andere Art grau­
samer, unmenschlicher oder erniedrigender 
Behandlung oder Bestrafung. Die Schweiz 
hat alle relevanten völkerrechtlichen Ver­
träge auf globaler und regionaler Ebene 
ratifiziert. Sie berichtet regelmässig 
dem UNO­Ausschuss gegen Folter.  
 
Die Schweiz hat einen nationalen Folter­
präventionsmechanismus, die Nationale Kom­
mission zur Verhütung von Folter (NKVF), wie 
dies vom Fakultativprotokoll zur Antifolter­
konvention vorgesehen ist. Die NKVF besucht 
regelmässig alle Orte mit Menschen im Frei­
heitsentzug und begleitet Ausschaffungs flüge. 
Die Schweiz führt den Dialog mit dem UNO­ 
Unterausschuss zur Folterprävention und wird 
regelmässig vom Europäischen Ausschuss zur 
Verhütung von Folter besucht.  
 
Während Folter an sich in der Schweiz kein 
Problem ist, bleibt die Verhütung von Miss­
handlung eine Priorität. Unabhängige Über­
wachungsorgane berichten über Anschuldi­
gungen von Misshandlung in Gefängnissen 
und über Polizeigewalt. Die Haftbedingungen 
werden grundsätzlich als zufriedenstellend 
betrachtet, aber es wurden auch gewisse 
Mängel identifiziert. Zudem könnten gewisse 
politische Instrumente systematischer um­
gesetzt werden. Beispielsweise das Istanbul 
Protokoll, das Standards zur Untersuchung und 
Dokumentation von Folter und Misshandlung 
beinhaltet. 
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3 Aktionslinien und 
Massnahmen

Aktionslinie I
Rechtlicher Rahmen: Das absolute
und universelle Verbot von Folter
und Misshandlung stärken

ZIEL  
Das absolute Verbot von Folter 
und Misshandlung ist universell 
anerkannt und der internationale 
Rechtsrahmen ist gestärkt.

Massnahme 1 
Die Schweiz bekräftigt das 
absolute und universelle Verbot 
von Folter und Misshandlung.

Die Schweiz bekräftigt das Verbot von Folter 
und Misshandlung in ihren bilateralen Kontak-
ten, in multilateralen Foren und öffentlichen 
Stellungnahmen. Sie erinnert an den absoluten 
und universellen Charakter des Verbots und 
ruft Staaten und bewaffnete nicht-staatliche 
Akteure regelmässig dazu auf, ihren Verpflich-
tungen nachzukommen.

Massnahme 2 
Die Schweiz fördert die Ratifizierung 
der Antifolterkonvention und 
ihres Fakultativprotokolls.

Die Schweiz unterstützt die Convention against 
Torture Initiative (CTI). Die internationale Initia-
tive verfolgt das Ziel, dass bis 2024 alle Staaten 
der Antifolterkonvention beigetreten sind. Der-
zeit haben 163 von 197 Staaten9 die Antifolter-
konvention ratifiziert.

Die Schweiz fördert die Ratifizierung des Fa-
kultativprotokolls zur Antifolterkonvention, das 
sich spezifisch mit der Prävention befasst. Der-
zeit haben es 88 von 197 Staaten10 ratifiziert. 

Die Schweiz nutzt bilaterale Treffen, um für die 
Ratifizierung dieser und der anderen Antifol-
terverträge zu werben. Im Rahmen der allge-
meinen regelmässigen Überprüfung (UPR) im 
Menschenrechtsrat empfiehlt sie Staaten, den 
Verträgen beizutreten.

9 Stand August 2018.
10 Stand August 2018.
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Massnahme 3 
Die Schweiz setzt sich dafür ein, dass 
der Rechtsrahmen jedes Individuum 
wirksam vor Folter schützt.

Damit die generellen völkerrechtlichen Nor-
men in der Praxis angewendet werden kön-
nen, müssen sie erläutert werden. Dies tun 
unter anderem die Vertragsorgane wie der 
UNO-Ausschuss gegen Folter oder internatio-
nale Gerichte wie der Internationale Straf-
gerichtshof. Die Schweiz trägt regelmässig zur 
Erarbeitung von so genannten Rechtskommen-
taren bei, in denen die Vertragsorgane spezi-
fische Vertragsbestimmungen erläutern.

Über die Jahre sind zahlreiche internationale 
Standards für das Verhalten staatlicher 
Organe und nicht-staatlicher Akteure ent-
wickelt worden. Dazu gehören etwa die UNO- 
Mindestgrundsätze für die Behandlung von 
Gefangenen. Die Schweiz setzt sich für die Um-
setzung bestehender Standards ein und fördert 
das Erarbeiten neuer Normen. Zum Beispiel für 
zwangsfreie Verhörmethoden und Schutzmass-
nahmen während des Verfahrens, um Folter 
in strafrechtlichen Ermittlungen oder anderen 
Unter suchungen zu verhindern.

Die Schweiz unterstützt auch die Bemühungen 
der UNO-Generalversammlung, des UNO-Men-
schenrechtsrats und anderer Institutionen, 
sicherzustellen, dass der internationale Rechts-
rahmen jedes Individuum wirksam vor Folter 
und Misshandlung schützt.

Aus Sicht der Schweiz verletzt die Todesstrafe 
das Verbot von Folter und anderer grausamer, 
unmenschlicher oder erniedrigender Behand-

lung oder Strafe11. Deshalb fördert sie die welt-
weite Abschaffung der Todesstrafe, und leistet 
so einen Beitrag zur Verwirklichung des Rechts 
auf Schutz vor Folter und Misshandlung. Die 
Schweiz ist Mitglied der Allianz für folter freien 
Handel, ein Zusammenschluss von rund 60 
Staaten, die den globalen Handel mit Produk-
ten regulieren wollen, die bei Folter und Todes-
strafe eingesetzt werden.

Überarbeitung der UNO-Mindestgrundsätze 
für die Behandlung von Gefangenen 
(Nelson Mandela Rules)

Die Mindestgrundsätze für die Behandlung 
von Gefangenen wurden erstmals 1955 vom 
UNO­Kongress für Verbrechensverhütung und 
die Behandlung Straffälliger verabschie­
det. Bei ihrer Überarbeitung ab 2011 enga­
gierte sich die Schweiz. Nach vier Jahren 
verabschiedete die UNO­Generalversammlung 
2015 die revidierten Mindestgrundsätze unter 
dem Namen Nelson Mandela Rules.   
 
Wichtige Verbesserungen betreffen etwa das 
Recht von Gefangenen auf medizinische Be­
handlung oder das Verbot von langer Isolati­
onshaft. Die Schweiz setzt sich in der UNO, der 
OSZE und im bilateralen Austausch mit Regie­
rungen für die Umsetzung dieser Grundsätze 
ein. 

11 Aktionsplan des EDA zur weltweiten Abschaffung der Todesstrafe, 
Bern, 2017.
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Aktionslinie II
Wirksame Umsetzung vor Ort: 
Folter verhüten, Straflosigkeit 
bekämpfen und Wiedergut­
machung fördern

ZIELE  
Staaten und bewaffnete nicht-staatliche 
Akteure setzen ihre Verpflichtungen 
in den drei Bereichen Prävention, 
Ahndung und Wiedergutmachung um.

Massnahme 4 
Die Schweiz fördert und unterstützt 
Massnahmen zur Verhütung von 
Folter und Misshandlung.

Die wirksamsten Schutzmassnahmen stehen 
in Zusammenhang mit Haft, wie das Benach-
richtigen der Familie, der Zugang zu einem 
Anwalt oder die medizinische Untersuchung 
durch einen unabhängigen Arzt. Eine wichtige 
präventive Wirkung hat auch die strafrechtliche 
Verfolgung von Folterverbrechen und die Über-
wachung von Haftanstalten durch unabhängige 
Organe.

Die Schweiz fördert die Umsetzung dieser 
und anderer Massnahmen zur Prävention von 
Folter, wie sie die Antifolterkonvention, ihr 
Fakultativ protokoll und internationale Stan-
dards vor sehen. Sie unterstützt insbesondere 
die Schaffung und das gute Funktionieren von 
unabhängigen nationalen Präventions- bzw. 
Überwachungsmechanismen. Sie setzt sich 
auch für die Verbesserung von Haftbedingun-
gen und die Menschenrechtsausbildung von 
Gefängnis- und Sicherheitspersonal ein.

Unabhängige Überwachung 
von Haftanstalten

Haftanstalten systematisch zu besuchen und 
über die Erkenntnisse zu berichten, ist ein 
wirksames Mittel zur Verhütung von Folter. 
Die Schweiz ermutigt Staaten dazu, solche 
nationalen unabhängigen Präventions­
mechanismen (NPM) nach den Vorgaben des 
Fakultativ protokolls zur Antifolterkonven tion 
zu schaffen und leistet bei Bedarf technische 
Unterstützung. NPM müssen professio nell be­
setzt und geführt sowie ausreichend finanziert 
sein und alle Orte besuchen können, an denen 
Menschen festgehalten werden.   
 
Die Schweiz unterstützt die Ausbildung von 
Beobachterinnen und Beobachtern und ermög­
licht den Erfahrungs­ und Wissensaustausch 
zwischen NPM verschiedener Länder. Dabei 
arbeitet die Schweiz mit der Genfer Associ­
ation pour la prévention de la torture (APT) 
zusammen. Die dem Protokoll zugrundeliegen­
de Initiative, sämtliche Orte des Freiheits­
entzugs von einem unabhängigen Gremium 
überwachen zu lassen, geht auf den Schweizer 
Jean­Jacques Gautier zurück, den Gründer der 
Organisation APT.



14

Massnahme 5 
Die Schweiz fördert die Ahndung von 
Folter, indem sie die Dokumentation und 
Untersuchung von Fällen unterstützt 
und die Verfolgung und Bestrafung von 
Täterinnen und Tätern verlangt.

Foltervorwürfe gründlich zu untersuchen und 
Verbrechen zu ahnden, hilft nicht nur dabei, 
weitere Folterfälle zu verhüten. Es trägt auch 
dazu bei, dass Opfer Gerechtigkeit erfahren. 
Obwohl die Staaten gemäss Antifolterkon-
vention die Pflicht haben, Fälle von Folter zu 
untersuchen, zu verfolgen und zu bestrafen, 
geschieht dies in Wirklichkeit nur selten. Mit 
dem Ziel, dieses Defizit zu beheben, setzt 
sich die Schweiz bei anderen Staaten für die 
Ahndung von Folter ein. Sie unterstützt die 
Anstrengungen insbesondere von Nicht-Regie-
rungsorganisationen, Fälle von Folter zu doku-
mentieren und zu unter suchen.

Bilaterale Konsultationen 
und Expertenaustausch

Die Schweiz thematisiert Folter und Miss­
handlung regelmässig in ihren bilateralen 
Konsultationen mit anderen Staaten. Spezia­
lisierte Menschenrechtskonsultationen und 
­dialoge erlauben, eine vertiefte Diskussion 
darüber, wie Folter verhütet und die interna­
tionalen Normen besser eingehalten werden 
können. Mit ausgewählten Ländern fördert die 
Schweiz den praktischen Austausch. Expertin­
nen und Experten aus dem Strafvollzug, von 
Polizei, Überwachungsorganen und der Zivil­
gesellschaft besuchen sich dabei gegenseitig, 
um Erfahrungen auszutauschen und dazu zu 
lernen.

Massnahme 6 
Die Schweiz fördert das Recht 
auf Wiedergutmachung und 
Rehabilitation und unterstützt 
Rehabilitationsdienstleistungen  
für Opfer.

Gemäss Antifolterkonvention haben alle Opfer 
von Folter und Misshandlung Anrecht auf Wie-
dergutmachung und Rehabilitation. Aber wie 
in den Bereichen Prävention und Ahndung gibt 
es auch hier eine grosse Diskrepanz zwischen 
Recht und Wirklichkeit. Die Schweiz setzt sich 
dafür ein, dass dem Recht auf Wiedergutma-
chung und Rehabilitation Achtung verschafft 
wird. Sie unterstützt insbesondere das Erarbei-
ten von Indikatoren, die es ermöglichen, den 
Grad der Umsetzung zu messen. Sie unterstützt 
Rehabilitationszentren und unterstützt den 
UNO-Fonds für Folteropfer finanziell. 

Recht auf Wiedergutmachung 
und Rehabilitation mit Hilfe 
von Indikatoren fördern

Es ist bekannt, dass Folteropfer weltweit 
kaum Wiedergutmachung erhalten und kaum 
Rehabilitationsdienstleistungen in Anspruch 
nehmen können, wie es ihnen völkerrecht­
lich zusteht. Nicht bekannt ist, inwieweit die 
Staaten ihren Verpflichtungen nachkommen 
und die internationalen Standards einhalten. 
Diese Lücken zu identifizieren, ist Vorausset­
zung dafür, dass eine angemessene Politik und 
Massnahmen entwickelt werden können, um 
das Recht auf Wiedergutmachung und Reha­
bilitation in die Tat umzusetzen. Die Schweiz 
unterstützt ein Projekt des International Re­
habilitation Council for Torture Victims, das 
Indikatoren entwickelt, testet und anwendet, 
die die Leistung der Staaten in diesem Bereich 
messen.
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Aktionslinie III
Internationale Überwachung 
und Durchsetzung: Multilaterale 
Institutionen und Anti­Folter­
Mechanismen stärken

ZIEL
Internationale Institutionen und 
Mechanismen können die Umsetzung 
der Verpflichtungen durch Staaten und 
bewaffnete nicht-staatliche Akteure 
überwachen und durchsetzen.

Massnahme 7 
Die Schweiz unterstützt internationale 
Überwachungsmechanismen auf 
globaler und regionaler Ebene.

Verschiedene internationale Institutionen und 
Mechanismen befassen sich ausschliesslich mit 
dem Folterverbot. Der UNO-Ausschuss gegen 
Folter überprüft die Umsetzung der Antifol-
terkonvention und gibt den Vertragsstaaten 
Empfehlungen ab. Der Unterausschuss für Prä-
vention, in dem zurzeit12 ein Schweizer Mitglied 
ist, führt Länderbesuche in den Vertragsstaaten 
des Fakultativprotokolls durch und berät sie zu 
Fragen des nationalen Präventionsmechanis-
mus.

Der UNO-Sonderberichterstatter über Folter, 
zurzeit ein Schweizer13, hat den Auftrag, Fragen 
in Zusammenhang mit Folter im weitesten Sinn 
zu untersuchen, Länderbesuche durchzuführen 
und auf Individualbeschwerden zu reagie-
ren. Auf regionaler Ebene ist der Europäische 
Ausschuss zur Verhütung von Folter aktiv. Die 

12 Als eines von 25 unabhängigen Mitgliedern rutschte 2018 der 
Schweizer Daniel Fink für den 2012 erstmals gewählten Schweizer 
Hans-Jörg Bannwart nach.

13 2016 ernannte der UNO-Menschenrechtsrat Prof. Nils Melzer zum 
sechsten Sonderberichterstatter über Folter.

Schweiz unterstützt diese und andere Institu-
tionen und Mechanismen politisch, finanziell 
oder mit Personal.

Auch andere internationale Institutionen und 
Überwachungsmechanismen befassen sich mit 
Folter. Zu nennen sind insbesondere der UNO-
Menschenrechtsausschuss, der UNO-Frauen-
rechtsausschuss und der UNO-Kinderrechts-
ausschuss. Im UNO-Menschenrechtsrat nutzt 
die Schweiz die allgemeine regelmässige Über-
prüfung (UPR), um andere Staaten an ihre Ver-
pflichtungen aus dem Folterverbot zu erinnern. 
Sie gibt regelmässig Empfehlungen ab und ver-
folgt deren Umsetzung. Auf regionaler Ebene 
fällt der Europäische Gerichtshof für Menschen-
rechte verbindliche Urteile unter anderem zum 
Folterverbot.

Unterstützung für den UNO-
Sonderberichterstatter über Folter

Die Schweiz unterstützt den UNO­Sonderbe­
richterstatter über Folter, ein Amt das 1985 
geschaffen wurde, politisch und materiell. Sie 
stellt ihm qualifiziertes Personal zur Verfü­
gung und finanziert konkrete Projekte. Gemäss 
Mandat führt er Länderbesuche durch, berich­
tet über seine Beobachtungen und gibt Emp­
fehlungen ab. Er nimmt Individualbeschwer­
den entgegen, macht seinen Einfluss bei 
den Staaten geltend, erörtert für die Folter­
bekämpfung relevante Themen und erstattet 
der UNO­Generalversammlung und dem Men­
schenrechtsrat Bericht. 
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Massnahme 8 
Die Schweiz engagiert sich für eine starke 
internationale Strafgerichtsbarkeit und 
setzt sich für Untersuchungskommissionen 
und Wiedergutmachungsinitiativen ein.

Folter kann ein Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit sein; Folter, grausame und unmensch-
liche Behandlung ein Kriegsverbrechen. Damit 
solche Verbrechen geahndet werden, enga-
giert sich die Schweiz dafür, dass die Instituti-
onen der internationalen Strafgerichtsbarkeit 
gestärkt werden. Sie ermutigt Staaten, dem 
Römer Statut über den Internationalen Strafge-
richtshof beizutreten, es umzusetzen und mit 
dem Gerichtshof zusammenzuarbeiten. 

Die Schweiz unterstützt auch die Arbeit von in-
ternationalen und nationalen Ad-hoc-Gerichten 
und hybriden Gerichtshöfen, die verbindliche 
Urteile fällen können. Sie engagiert sich dafür, 
dass die Justizbehörden unabhängig sind und 
ihre Urteile umgesetzt werden. Falls Staaten 
nicht fähig oder willens sind, systematische 
Verbrechen gemäss Völkerrecht zu untersuchen 
und zu ahnden, setzt sich die Schweiz dafür 
ein, dass der UNO-Sicherheitsrat die Angele-
genheit an den internationalen Strafgerichtshof 
überweist.

Damit Folteropfer Wiedergutmachung erfah-
ren, engagiert sich die Schweiz dafür, dass in-
ternationale Untersuchungskommissionen und 
-missionen geschaffen und Initiativen ergriffen 
werden, um die Opfer zu entschädigen. Diese 
sollen die Rechte der Opfer schützen und die 
Staaten an ihre Verpflichtungen erinnern, Ver-
letzungen und Vergehen zu verhüten. 

Menschenrechtsverletzungen in 
Syrien: Die Schweiz unterstützt 
Untersuchungskommissionen.

Die Schweiz unterstützte 2011 im UNO­
Menschen rechtsrat die Schaffung der Unab­
hängigen Internationalen Untersuchungs­
kommission zu Syrien. Die Kommission hat 
den Auftrag, alle mutmasslichen Verletzungen 
der internationalen Menschenrechte zu un­
tersuchen. Sie soll auch Personen identifizie­
ren, die für die mutmasslichen Verbrechen 
verantwortlich sind, um sie strafrechtlich 
zu verfolgen. Die Kommission befragte über 
6000 Zeugen und Opfer und veröffentlichte 
über 20 Berichte über Folter und andere Men­
schenrechtsverletzungen14. Carla del Ponte, 
ehemalige Schweizer Bundesanwältin und 
Chefanklägerin des Internationalen Straf­
gerichtshofs für die Kriegsverbrechen im ehe­
maligen Jugoslawien, war von 2012 bis 2017 
Mitglied der Kommission.

In der UNO-Generalversammlung unterstützte 
die Schweiz 2016 die Schaffung eines unabhän-
gigen Ausschusses, um die für die Kriegsver-
brechen und Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit in Syrien verantwortlichen Personen 
verfolgen zu können. Der Internationale, Un-
parteiische und Unabhängige Mechanismus, 
wie sein Name offiziell lautet, hat den Auftrag, 
Strafakten vorzubereiten, die vor nationalen, 
regionalen oder internationalen Gerichten 
verwendet werden können. Er begann seine 
Arbeit im August 2017.

14  Stand August 2018.
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Aktionslinie IV
Zusammenarbeit und Stärkung: 
Partnerregierungen, internationale 
Organisationen und Zivilgesellschaft

ZIEL
Die Zusammenarbeit zwischen den 
verschiedenen in der Folterbekämpfung 
engagierten Akteuren ist verbessert, 
zivilgesellschaftliche Akteure sind 
gestärkt und die Rolle von Genf 
als internationales Zentrum der 
Folterbekämpfung ist gefestigt.

Massnahme 9 
Die Schweiz festigt die Zusammenarbeit 
mit anderen relevanten Akteuren, ermutigt 
sie zur besseren Zusammenarbeit unter 
sich und fördert Genf als internationales 
Zentrum der Folterbekämpfung.

Die Schweiz festigt ihre Zusammenarbeit mit 
anderen Regierungen, die sich der internatio-
nalen Folterbekämpfung verschrieben haben, 
insbesondere in der UNO und in regionalen 
Foren. In Genf sind alle UNO-Organisationen 
angesiedelt, die auf die Bekämpfung von Folter 
spezialisiert sind. Auch zahlreiche internationale 
Nicht-Regierungsorganisationen und akade-
mische Institutionen, die sich gegen Folter en-
gagieren, haben ihren Standort in Genf. Diese 
Organisationen bilden zusammen das weltweit 
wichtigste Cluster der Folterbekämpfung. Die 
Schweiz fördert die Zusammenarbeit unter 
ihnen und die Rolle und den Einfluss Genfs, um 
die weltweite Folterbekämpfung effektiver zu 
machen.

Massnahme 10 
Die Schweiz unterstützt internationale 
Organisationen in der Folterbekämpfung.

Neben den bereits genannten UNO-Organisati-
onen und -mechanismen gibt es viele regionale 
Organisationen, die sich mit Folter befassen. 
Die Schweiz stärkt die Organisation für Sicher-
heit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) und 
ihr Büro für demokratische Institutionen und 
Menschenrechte (ODIHR) im Bereich der Fol-
terbekämpfung. Sie unterstützt auch die Akti-
vitäten des Europarats und seiner Institutionen 
sowie anderer ausgewählter Regionalorganisa-
tionen wie der Vereinigung südostasiatischer 
Staaten (ASEAN).

Die Folterbekämpfung in der OSZE fördern

Als die Schweiz 2014 den OSZE­Vorsitz hatte, 
setzte sie die Verhütung von Folter oben auf 
die politische Traktandenliste. Sie plädierte 
dafür, dass die OSZE­Staaten ihr Bekenntnis zur 
Folterprävention erneuern und ermöglichte 
ein Anti­Folter­Programm: Sie entsendet Per­
sonal ins Büro für demokratische Institutio­
nen und Menschenrechte (ODIHR) und stellt 
finanzielle Mittel zur Verfügung. Im Mittel­
punkt des Programms steht, nationale Präven­
tionsmechanismen in der OSZE­Region zu för­
dern und die UNO­Mindestgrundsätze für die 
Behandlung von Gefangenen umzusetzen. Dank 
des Schweizer Beitrags kann das ODIHR die 
OSZE­Staaten besser darin unterstützen, ihre 
rechtlichen und politischen Verpflich tungen 
zu erfüllen. 
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Massnahme 11 
Die Schweiz unterstützt 
Menschenrechtsverteidigerinnen, 
­verteidiger und Nicht­
Regierungsorganisationen 
dabei, Folter zu bekämpfen. 

Nicht-Regierungsorganisationen und Men-
schenrechtsverteidigerinnen und -verteidiger 
spielen eine wichtige Rolle in allen Bereichen 
der Folterbekämpfung (Prävention, Ahndung, 
Wiedergutmachung). Ihr Beitrag ist unerlässlich 
zur Verwirklichung des Rechts auf Schutz vor 
Folter. Die Schweiz unterstützt zivilgesellschaft-
liche Akteure und fördert ihre Zusammenarbeit 
mit den betroffenen Regierungen und inter-
nationalen Organisationen. Sie engagiert sich 
für den Schutz von Menschenrechtsverteidige-
rinnen und -verteidigern gemäss den entspre-
chenden Schweizer Leitlinien15. Die Schweiz 
pflegt dafür Partnerschaften mit ausgewählten 
Nicht-Regierungsorganisationen im In- und 
Ausland, die die Fähigkeit und den nötigen Ein-
fluss haben, positiven Wandel herbeizuführen.

15 Schweizer Leitlinien zum Schutz von Menschenrechtsverteidiger/
innen, Bern, 2013.

Die Zivilgesellschaft 
beschleunigt den Wandel

Weltweit decken Nicht­Regierungsorganisatio­
nen Folter auf, helfen Opfern und üben Druck auf 
Regierungen aus, damit sie ihre Anstrengungen 
zur Bekämpfung von Folter verstärken. Sie sind 
eine wichtige Informations quelle für interna­
tionale Organe wie den UNO­Ausschuss gegen 
Folter. Sie beobachten, ob die Regierungen die 
Empfehlungen umsetzen, die sie von internatio­
nalen Gremien erhalten haben.   
 
Das EDA unterstützt die Weltorganisation 
gegen Folter (OMCT), ein globales Netzwerk 
von Anti­Folter­NGOs, mit Sitz in Genf. Die 
OMCT hilft lokalen Organisationen dabei, mit 
dem UNO­Ausschuss gegen Folter und anderen 
inter nationalen Organisationen in Kontakt zu 
treten und stellt sicher, dass die Stimme der 
Zivilgesellschaft gehört wird. Sie trainiert 
lokale zivilgesellschaftliche Organisationen 
und schützt Personen vor Repressalien, die sich 
gegen Folter und Misshandlung engagieren.
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